
C.) Landschaftsbehörde 
Ergebnis der Prüfung durch die zuständige Landschaftsbehörde 

Landschaftsbehörde: Kreis Warendorf 

Prüfung durch (Name):  Steinhoff, Christoph 

 

am (Datum):  22.06.2016 

 

  

Entscheidungsvorschlag: D Zustimmung D Zustimmung mit Nebenbestimmungen (s.u.) D Ablehnung 

1. Es gibt keine ernst zu nehmenden Hinweise auf Vorkommen von FFH-Anhang 
IV-Arten oder europäischen Vogelarten, die durch den Plan bzw. das Vorhaben 
betroffen sein könnten. 

Nur wenn Frage 1. „nein": 
2. Es liegt kein Verstoß gegen die Verbote des § 44 Abs.1 BNatSchG vor. 	D ja 	nein 

Begründung (ggf. ausführliche Begründung in gesonderter Anlage):  
Es sind keine negativen Auswirkungen auf FFH-Anhang IV-Arten oder europäische Vogelarten zu 
erwarten, aufgrund des vorhandenen Artenspektrums und der relevanten VVirkfaktoren ODER 
weil die vorgesehenen Vermeidungsmaßnahmen inkl. vorgezogener Ausgleichsmaßnahmen 
sowie ggf. das Risikomanagement geeignet und wirksam sind. 
Ggf. sind die u.a. Nebenbestimmungen zu beachten. 

Nur wenn Frage 2. „nein": 
3. Es ist eine Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich. Alle drei 

Ausnahmevoraussetzungen sind aus naturschutzfachlicher Sicht erfüllt, so 	3 ja 	EI nein 
dass die Ausnahme erteilt bzw. in Aussicht gestellt* bzw. befürwortet** wird. 
Begründung (ggf. ausführliche Begründung in gesonderter Anlage):  
Das Artenschutzinteresse geht im Verhältnis zu den dargelegten zwingenden Gründen im Rang 
nach UND es gibt keine zumutbare Alternative UND der Erhaltungszustand der Populationen wird 
sich bei europäischen Vogelarten nicht verschlechtern bzw. bei FFH-Anhang IV-Arten günstig 
bleiben; ggf. notwendige Kompensatorischen Maßnahmen sowie ggf. das Risikomanagement sind 
geeignet und wirksam. 
Ggf. sind die u.a. Nebenbestimmungen zu beachten. 
Sofern bei einer FFH-Anhang IV-Art bereits ein ungünstiger Erhaltungszustand vorliegt wird sich 
aufgrund der Ausnahme der ungünstige Erhaltungszustand der Populationen nicht weiter 
verschlechtern und die Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszustandes wird nicht 
behindert. 

Nur wenn Frage 3. „nein": 
(und sofern im Zusammenhang mit privaten Gründen eine unzumutbare Belastung vorliegt) 
4. Es wird eine Befreiung nach § 67 Abs. 2 BNatSchG gewährt bzw. befürwortet**. 	fl  ja 	El nein 

Begründung (ggf. ausführliche Begründung in gesonderter Anlage):  
Die vom Antragsteller dargelegten privaten Gründe werden als unzumutbar eingeschätzt. 
Ggf. sind die u.a. Nebenbestimmungen zu beachten. 

Artenschutzrechtlich relevante Nebenbestimmungen: 

Stadt Drensteinfurt 
Bebauungsplan Nr. 2.10 "Kerkpatt" —1. Änderung 

*: bei Stellungnahmen zu Bebauungsplänen 
**: bei Stellungnahmen zu Verfahren mit Konzentrationswirkung (z.B. Panfeststellungsverfahren, Immissionsschutzrechtliche Genehmigungen) 

ja 	LJ  nein 
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